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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für gesamtdeutsche und Berliner Fragen 

(4. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über Hilfsmaßnahmen für Personen, die aus politischen Grün- 
den in Gebieten außerhalb der Bundesrepublik Deutschland und 
Berlins (West) in Gewahrsam genommen wurden 
(2. ÄndG HHG) 

— Drucksache 1111 — 


A. Bericht des Abgeordneten Eichelbaum 


I. Zum Grundsätzlichen 

Die Bundesregierung übersandte am 21. Mai 1959 
dem Bundestag den Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Häftlingshilfe- 
gesetzes (2. AndG HHG) — Drucksache 1111. Der 
Entwurf wurde in erster Lesung am 11. Juni 1959 
im Bundestag behandelt und dem Ausschuß für ge- 
samtdeutsche und Berliner Fragen federführend so- 
wie dem Haushaltsausschuß mitberatend überwie- 
sen. Am 18. Juni 1959 überwies der Ausschuß für 
gesamtdeutsche Fragen die Vorlage seinem Unter- 
ausschuß, zugleich die Anträge der Fraktion der 
SPD — Drucksache 361 und Drucksache 800 — und 
die Anträge der Fraktion der FDP — Drucksache 
329 und Drucksache 330 — , sowie den Gesetzes- 
initiativantrag der FDP — Drucksache 1118. Die- 
ser stellt einen besonderen Entwurf für ein Zwei- 
tes Gesetz zur Änderung des Häftlingshilfegesetzes 
dar. 

Der Unterausschuß hat sich unter dem Vorsitz der 
Abgeordneten Frau Dr. Brökelschen in 8 Sitzungen 
zwischen dem 20. Oktober 1959 und dem 4. Mai 
1960 mit den Entwürfen und Anträgen befaßt, die 
auftauchenden Fragen ausführlich diskutiert, zu- 
gleich die beim Ausschuß eingegangenen Petitionen 
behandelt und als Ergebnis seiner Beratungen eine 
abgeänderte Fassung des Regierungsentwurfs auf- 
gestellt, die er dem 4. Ausschuß zur Beschlußfas- 
sung am 21. Mai 1960 vorlegte. In der 2. Sitzung I 
am 19. November 1959 wurde den Vertretern der I 


Organisationen für die politischen Häftlinge Gele- 
genheit gegeben, ihre Stellung zum Regierungsent- 
WLirf und ihre Wünsche für eine Novellierung des 
HHG darzulegen und zu begründen. Am 12. Mai 
1960 faßte der 4. Ausschuß nach nochmaliger Dis- 
kussion der entscheidenden Fragen gemäß den 
Vorschlägen des Unterausschusses die Beschlüsse, 
die nunmehr dem Bundestage vorliegen. 

Die Begründung der Regierung — Drucksache 
1111 — geht davon aus, daß nach der Meinung von 
Parlament und Bundesregierung die erste Novelle 
des HHG vom 13. März 1957 kein Schlußgesetz dar- 
stellen sollte und mancherlei Wünsche offenblieben. 
Erfahrungen der Verwaltung mit dem Gesetz, be- 
sonders aber die Schwierigkeiten, die die Häftlinge 
selbst in dem Gesetze fanden, drängten auf eine 
Verbesserung. Daß eine zweite Novelle geschaffen 
würde, die den Häftlingen mehr als bisher bot, war 
die Forderung aller Fraktionen des Bundestages. 
Der Entwurf der Regierung suchte dem zu entspre- 
chen, fand aber bei den Betroffenen lebhafte Kritik. 
Der Ausschuß hatte sich mit dieser Kritik und mit 
den im Gegensatz zur Regierungsvorlage stehenden 
weitergehenden Vorschlägen der SPD und der FDP 
auseinanderzusetzen. 

Dabei waren es zwei grundsätzliche Fragen, die 
geklärt und entschieden werden mußten: 

1. Ist es möglich, die politischen Häftlinge als 
Opfer der bolschewistischen Verfolgung gesetz- 
lich gleichzustellen den Opfern der nationalso- 
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zialistischen Verfolgung und ihnen grundsätzlich ! 
die Entschädigungen und Leistungen des Bundes- 
entschädigungsgesetzes (BEG) zuzusprechen? 

2. Ist es möglich, die politischen Häftlinge, die bis- 
her der Höhe nach die Leistungen des Kriegs- 
gefangenenentschädigungsgesetzes (KgfEG) er- . 
halten, von den Kriegsgefangenen abzuheben 
und ihnen besondere und erhöhte Hilfen zu ge- 
währen? 

Zu 1. 

Es ist begreiflich, daß die Häftlinge das erste for- 
dern mit der Begründung, daß es für den im Ge- 
wahrsam Befindlichen keinen Unterschied mache, ‘ 
welche totalitäre Diktatur ihn unter Beugung des ' 
Rechtes festhält, und daß in dem Ausmaß der Lei- 
den und Entwürdigungen zwischen den Kerkern bei- 
der Systeme kein Unterschied gefunden werden 
könne. 

Der Ausschuß hat, bei allem Verständnis für die- | 
sen Gedanken, in seiner Mehrheit der Forderung 1 
nicht entsprechen können. Vom Leiden und vom | 
Opfer aus ist diese Gleichheit wohl vorhanden. Von ! 
seiten dessen, der für diese Leiden eine Entschädi- ' 
gung leistet, also für die Regierung der Bundes- I 
republik, liegen die Fälle verschieden: Die Bundes- 
republik als Nachfolgestaat des Deutschen Reichs 
trägt zwar keine Schuld an dem, was unter der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft an Rechts- 
widrigkeiten und Verbrechen geschehen ist, sie hat 
sich aber vor dem deutschen Volk und der Welt- j 
Öffentlichkeit verpflichtet, für diese Taten die Haf- i 
tung zu übernehmen und deshalb in einem beson- 
deren Gesetz die Opfer zu entschädigen. Dieses Ge- 
setz bestimmt deshalb Leistungen, die ausdrücklich ^ 
und einzigartig über das Maß normaler Sozialhil- i 
fen hinausgehen. Eine solche Haftung kann die Bun- 
desrepublik gegenüber den Unrechtstaten der Ge- 
walthaber in der SBZ nicht übernehmen; das ist ihr , 
weder juristisch noch moralisch zuzumuten. Um der ‘ 
politischen Klarheit willen müssen deshalb die bei- ■ 
den Fragen getrennt bleiben und auch in der gesetz- 
lichen Regelung der Entschädigungen und Hilfen 
auseinandergehalten werden. 

Im Hinblick auf die Tatsache, daß die Herrschaft 
des Dritten Reiches beendet war, als das BEG er- 
lassen wurde, das Regime in der SBZ aber jetzt 
noch andauert, ist die Bemerkung aus der Begrün- 
dung des Regierungsentwurfs zu verstehen, daß das 
HHG „bewußt eine vorläufige Wertung der vom | 
Sowjetsystem verhängten politischen HafL' ist und ^ 
„die endgültige Wertung der gesamtdeutschen Ge- 
setzgebung Vorbehalten" ist, daß daher einer „ab- 
schließenden Regelung durch diese nicht vorgegrif- 
fen" werden soll. | 

Selbstverständlich schließt diese Anschauung nicht : 
den Versuch aus, den Opfern des Bolschewismus Hil- 
fen zu geben, die so nahe wie möglich an denen für 
die Opfer des Nationalsozialismus liegen. Dem ver- ! 
suchte schon der Regierungsentwurf dadurch zu ent- 
sprechen, daß er in einer umgrenzten Zahl von ; 
Fällen die Jahresentschädigung für die Haft von 
12 X 60 = 720 DM durch eine Zusatzbeihilfe von | 
1000 DM auf 1720 DM verstärkte, womit die 1800 1 


DM (12 X 150) des BEG nahezu erreicht werden. Der 
Ausschuß hatte zu untersuchen, in welchen Fällen 
ihm das durchführbar erschien. 

Zu 2. 

Bisher wurden die Häftlinge für die Gewahrsams- 
zeit genau wie die Kriegsgefangenen für ihre Ge- 
fangenschaftszeit entschädigt (HHG § 9a; nach 

KgfEG § 3). Sie erhalten für die Zeit vom 1. Januar 
1947 an als Entschädigung einen Betrag von 30 DM 
für den Kalendermonat in den ersten beiden Jahren, 
vom dritten Jahr an, also nach dem 1. Januar 1949, 
den Betrag von 60 DM. Entschließt sich der Gesetz- 
geber, die letzte Summe für das Jahr um 1000 DM 
zu erhöhen und auf 1720 DM zu gehen (siehe zu 1.), 
so muß er den Personenkreis der Häftlinge von 
dem der Kriegsgefangenen so abgrenzen, daß die 
Aufbesserung in einem Fall nicht nach dem Gleich- 
heitsprinzip falsche Erwartungen im andern Falle 
erweckt, da von keiner Seite daran gedacht wird, 
das KgfEG in gleicher Weise zu novellieren. Kriegs- 
gefangene und Häftlinge haben beide den Anspruch 
darauf, daß hier klar entschieden und definiert wird. 

Offensichtlich hat der Regierungsentwurf mit der 
Einfügung des Stichtages vom 1. Januar 1958 (§ 9a 
Abs. 2) dieser Schwierigkeit begegnen wollen. Nach 
diesem Stichtag sind kaum noch Kriegsgefangene 
eingetroffen. Aber die Häftlinge haben sich mit Lei- 
denschaft gegen eine Regelung gewandt, die alle bis 
zum Ende des Jahres 1957 eingetroffenen Häftlinge 
von der Verbesserung ausschließen würde. Dann 
würden gerade die Häftlinge aus den schweren 
Kampfjahren der entscheidenden Auseinanderset- 
zung über demokratische Politik in der SBZ nicht 
bedacht werden! Der Ausschuß teilte diese Mei- 
nung. 

So mußte eine bessere Abgrenzung gefunden wer- 
den. Sie ergab sich aus der allgemeinen Aussprache 
der ersten Sitzung des Unterausschusses, als es um 
die Definition der Personen ging, die man (mit dem 
so verharmlosenden Ausdruck) als „politische Häft- 
linge" bezeichnet. 

Der Regierungsentwurf spricht sich an zwei Stel- 
len der Begründung darüber aus. Er statuiert einen 
Unterschied zwischen Kriegsgefangenschaft und 
politischer Haft. „Die Kriegsgefangenschaft war", 
heißt es „ — zumal beim Zusammenbruch des Jahres 
1945 — ein kollektives Schicksal. Das KgfEG erkennt 
nicht die Kriegsgefangenschaft als solche als ent- 
schädigungsfähig an, sondern lediglich die überlange, 
über das vertretbare Maß hinausgehende Dauer. 
Eine individuelle Wertung erfahren lediglich die 
Folgen der Gefangenschaft durch die Versorgungs- 
gesetzgebung. — Die von den Machthabern der 
Zone verhängte politische Haft geht in aller Regel 
auf eine persönliche Haltung oder Handlung zu- 
rück, die sich freiheitswidrigen Maßnahmen passiv 
oder aktiv widersetzte. Dadurch entsteht ein Unter- 
schied zu der Grundlage des Kriegsgefangenen- 
entschädigungsgesetzes. Dieser Unterschied recht- 
fertigt eine verschiedene gesetzliche Regelung". 

über den Häftling spricht sich der Regierungs- 
entwurf so aus: „Es muß als ein echtes Anliegen 
des freien Teiles des deutschen Volkes angesehen 
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werden, daß denjenigen Deutschen besondere Hilfen | 
zuteil werden, die um des Eintretens für ihre frei- j 
heitliche Gesinnung willen verfolgt, unter Verlet- 
zung der Grundrechte in Haft genommen wurden 
und damit für ihre freiheitliche Überzeugung und 
für die demokratische Grundordnung Opfer an Le- 
ben, Gesundheit und persönlicher Freiheit gebracht 
haben." i 

. Hier scheint sich ein engerer Kreis der Häftlinge 
abzuzeichnen — wenn man den Wortlaut und die 
Handhabung des bisherigen HHG damit vergleicht, j 
Es stellt sich nämlich heraus, daß unter den 34 000 : 
bisher nach dem HHG anerkannten Häftlingen nur 
etwa die Hälfte diesem Begriff entsprechen, also j 
wegen ihres „Eintretens für ihre freiheitliche Gesin- ' 
nung verfolgt worden sind" oder sich in einer Haft 
befanden, die auf eine „persönliche Haltung oder 
Handlung" zurückgeht. Hier steht der individuelle ' 
Tatbestand des Täters aus demokratischer Gesin- I 
nung dem Gruppentatbestand der Zugehörigkeit zu ; 
einer bekämpften Gruppe und der Tatsache der ^ 
Verbundenheit mit dem Nationalsozialismus als 
Gewahrsamsgrund (sogenannte Internierte) ge- 
genüber. 

über dieses politische Problem ist wiederholt aus- 
giebig diskutiert worden. Es bestand Einigkeit dar- 
über, daß die bisher gehandhabte Anwendung des 
Gesetzes auf beide Gruppen nicht aufgehoben i 
werden soll. Es soll daher in diesem Sinne an den 
§§1,2 und 9a nichts geändert werden. Jeder poli- ; 
tische Häftling soll nach wie vor die Leistungen ; 
nach § 9a als „Sockelbetrag" erhalten. Der Aus- 
schuß schlägt aber mit Mehrheit vor, die erwähnte ^ 
zusätzliche Aufbesserung nur den politischen Häft- 
lingen im eigentlichen oder engeren Sinne zukom- 
men zu lassen, und hat dafür einen § 9b in das Ge- 
setz eingefügt. I 

Die definitorische Bestimmung dieses engeren ; 
Kreises zu finden war schwierig, über die Formu- 
lierung wurde mehrfach ausführlich beraten. Innen- i 
und außenpolitische Aspekte wurden erwogen. Die 
jetzt beschlossene Fassung ist so weit gehalten, wie 
es möglich erschien. Sie verwendet nicht die Ter- 
mini Widerstand oder Widersetzung, aktive Hand- j 
lung oder passive Haltung. Sie spricht von den Be- 
rechtigten nach § 9a Abs. 1, also denen, die die bis- ; 
herigen Entschädigungssätze erhalten, und gewährt : 
die zusätzliche Eingliederungshilfe dem, 

„der in Gewahrsam genommen wurde nur wegen ^ 

seines persönlichen Verhaltens nach dem 8. Mai 

1945 ". ; 

Damit wird denen entgegengekommen, die eine i 
solche Unterscheidung der Häftlinge für zu einengend 
und deshalb für bedenklich halten. Der Verwal- j 
tung soll zudem ein Spielraum gelassen werden, der | 
es ihr ermöglicht, nicht engherzig zu entscheiden, i 
Sie hat festzustellen, ob der Grund der Haft in dem ! 
persönlichen individuellen Verhalten in der Zeit 
nach dem Ende der nationalsozialistischen Herr- ' 
Schaft, also während der Besetzungszeit gelegen 
hat; eine Untersuchung über das Ausmaß von Akti- 
vität und Hervortreten des einzelnen braucht aber . 
nicht stattzufinden. So kann etwa auch der sich durch ; 
die Passivität seines Verhaltens erkennbar ma- | 


chende Zeuge Jehovas unter die Bestimmung fallen. 
Daß es sich dabei um ein politisches Verhalten im 
Sinne demokratischer Freiheitsauffassung handelt, 
ist durch die §§ 1 und 2 sichergestellt. 

Gleichzeitig schlägt der Ausschuß mit den Stim- 
men der Mehrheit ein Kompromiß vor: nicht vom 
fünften Gewahrsamsjahre an (so der Regierungs- 
entwurf), nicht vom ersten Gewahrsamsjahre an 
(so die Anträge der Fraktionen der FDP und SPD) 
Süll die zusätzliche Eingliederungshilfe von 1000 DM 
jährlich gegeben werden, sondern vom dritten Jahre 
an (frühestens also vom 1. Januar 1949 an). Auch 
soll nicht das vollendete halbe Gewahrsamsjahr, 
sondern jedes Vierteljahr (mit 250 DM) der Berech- 
nung zugrunde gelegt werden. Die Llöchstgrenze 
von 8000 DM (§ 9a Abs. 3) hat der Ausschuß ein- 
stimmig gestrichen. 

Ebenfalls gestrichen wurde schon im Regierungs- 
entwurf die früher bestimmte 6-Monatsfrist im § 9a. 

Um dem Einwande zu begegnen, die Verwaltung 
würde mit der Unterscheidung der Häftlinge in 
einen weiteren und engeren Kreis — ■ §§ 9a und 9b — 
vor eine zu schwere Aufgabe gestellt, weil der zu- 
ständige Behördenleiter hier politische Verhältnisse 
aus der SBZ zu beurteilen habe, schlägt der Aus- 
schuß in einem neuen § 10a die Bildung von Aus- 
schüssen vor, die den Behördenleiter bei seinen 
Entscheidungen zu beraten haben. Der Vorschlag 
knüpft an die bisher gesetzlich festgelegten und be- 
währten Ausschüsse an im LAG (§ 309), im BVFG 
(zu § 13) und im KgfEG (§§ 12 bis 22). Zudem liegt 
dem Bundestag ein Antrag der Fraktionen der SPD 
und der FDP vor, der eben solche Ausschüsse für die 
Erteilung der Flüchtlingsausweise (C-Ausweis) nach 
dem BVFG fordert und damit einer alten, immer 
wieder erhobenen Forderung der Flüchtlinge ent- 
spricht — Drucksache 1633. 

über die hier bestehenden Probleme siehe im ein- 
zelnen die Anmerkungen in Abschnitt II zu Artikel I 
Nr. 6. 

Mit den bisher dargestellten Vorschlägen ist der 
Regierungsentwurf grundlegend geändert worden, 
die wesentlichen Einwände gegen ihn sind jeden- 
falls behoben: gefallen sind die 6-Monatsfrist zu 
§ 9a, die Höchstgrenze von 8000 DM, der Stichtag 
vom 1. Januar 1958 und die Gewährung der Zusatz- 
hilfe nach Halbjahren. Die Mehrheit des Ausschusses 
glaubt, daß sie damit an die Grenze dessen gegan- 
gen ist, was der Gesetzgeber verantworten kann. 

+ 

Eine Frage von wesentlicher Bedeutung war für 
die Ausschußberatung die Beschädigtenversorgung 
(§ 4). Vielfache Klagen sind dem Bundestag zuge- 
gangen von Häftlingen, die sich beschweren, daß 
ihre Haftschäden von den Ärzten der Versorgungs- 
ämter (es gelten die Bestimmungen des Bundesver- 
sorgungsgesotzes) nicht mit genügender Berücksich- 
tigung der Haftverhältnisse erkannt und anerkannt 
wurden. Sie glauben, daß die Behandlung der Opfer 
des Nationalsozialismus sachgerechter und ver- 
ständnisvoller geschieht. Die amtlich beauftragten 
Arzte versichern, daß dieses Mißtrauen ungerecht- 
fertigt sei und jeder Arzt die objektiven und sub- 
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jektiven Leiden eines Haftgeschädigten wohl er- 
kennen und im allgemeinen sehr gut von den Al- 
tersschäden oder anderen Körperschäden des unter- 
suchten Häftlings unterscheiden könne. Die Fraktion 
der SPD legte im Sinne dieser Beschwerden einen 
Antrag vor (entsprechend ihrem früheren Antrag 
Drucksache 800), daß die Häftlinge Leistungen nach 
den Vorschriften der §§ 28 bis 42 des Bundesent- 
schädigungsgesetzes erhalten sollen. 

Die Mehrheit des Ausschusses glaubte jedoch den 
Antrag ablehnen zu müssen, da es dem Prinzip des 
BEG widerspreche, andere Gruppen in das Gesetz 
hineinzunehmen. 

Dabei verwies sie auf die mit dem Ersten Neuord- 
nungsgesetz zur Änderung und Ergänzung des 
Bundesversorgungsgesetzes vorgesehene Einfügung 
eines Absatzes 2 in § 89 BVG, der Folgendes vor- 
sieht: „Ein Härteausgleich kann mit Zustimmung des 
Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung auch 
gewährt werden, wenn die zur Anerkennung einer 
Gesundheitsstörung als Folge einer Schädigung er- 
forderliche Wahrscheinlichkeit nur deshalb nicht 
gegeben ist, weil über die Ursache des festgestell- 
ten Leidens in der ärztlichen Wissenschaft Unge- 
wißheit besteht.'" 

Der Ausschuß weiß sich darin einig, daß eine 
solche Vorschrift zwar die Anerkennung zweifel- 
hafter und nicht leicht erkennbarer Kausalzusam- 
menhänge zwischen Haft und Schaden ermöglicht, 
daß aber alles auf die Sachkunde, das Verständnis 
und das Einfühlungsvermögen der verantwortlichen 
ärztlichen Stellen ankommt. Es muß der Verwaltung 
ernstlich zur Pflicht gemacht werden, bei Anwen- 
dung der Bestimmungen der §§ 4 und 5 HHG in 
Grenzfällen besonders sorgsam die Möglichkeit von 
Zusammenhängen feststellbarer Schäden mit der er- 
littenen Haft im Auge zu behalten. Die großen 
psychischen Schwierigkeiten vieler Häftlinge 
machen ein besonderes Vertrauensverhältnis zwi- 
schen Arzt und Häftling notwendig. 

Der Absatz 2 des Antrages der Fraktion der 
SPD zu § 4 bezweckt die Anwendung des Schwer- 
beschädigtengesetzes auf die Häftlinge. Diese For- 
derung ist bereits dadurch erfüllt, daß nach der No- 
velle zum Schwerbeschädigtengesetz (Regierungs- 
entwurf vom 1. Oktober 1959 — Drucksache 1256) 
die schwerbeschädigten Häftlinge ausdrücklich in 
den Personenkreis des Gesetzes einbezogen werden 
(§ 1 Abs. Id). 

Weitere Verbesserungen siehe im folgenden! 


II. Zum einzelnen 
Zu Artikel I Nr. 1 

a) Der Bundesrat hatte in seinem Beschluß zur 
Regierungsvorlage — Drucksache 1111 — vor- 
geschlagen, in § 1 Abs. 1 die sinngemäße Anwen- 
dung des § 1 Abs. 2 KgfEG vorzusehen. Die 
Bundesregierung hatte dem in ihrer Stellung- 
nahme zugestimmt. Durch die vom Ausschuß vor- 
geschlagene Formulierung des letzten Halbsatzes 
in Absatz 1 wird dem Anliegen des Bundesrates 


in der Sache entsprochen: Bei einem vorüber- 
gehenden Auslandsaufenthalt steht der Stichtag 
nicht im Wege. 

b) Ebenfalls auf Wunsch des Bundesrates werden 
in § 1 die Bestimmungen des letzten Satzes zu 
Absatz 1 in einem neuen Absatz 2 klarer und 
deutlicher gefaßt. 

Zu Artikel I Nr. 2 

Der Ausschuß schlägt vor, in § 2 Abs. 1 Nr. 1 
als Ausschließungsgrund das Vorschubleisten dem 
im Gewahrsamsgebiet herrschenden System nicht 
mit der Kennzeichnung „in verwerflicher Weise" 
abzugrenzen, sondern statt dessen zu sagen „erheb- 
lich Vorschub, geleistet haben". 

Begründung 

Veranlassung für diese Änderung war die Er- 
fahrung, daß in der Praxis der Verwaltungsgerichte 
bisher auch eine erhebliche Förderung des Gewalt- 
systems noch als zulässig und entschuldbar ange- 
sehen wurde und anscheinend die Verwerflichkeit 
erst bei ausgesprochenen kriminellen Tatbeständen 
angenommen wird, was nicht dem Willen des Ge- 
setzgebers entspricht. 

§ 2 Abs. 1 Nr. 2 . 

Die Erwähnung eines Verstoßes gegen die Rechts- 
staatlichkeit zur Zeit des Nationalsozialismus wird 
auf Vorschlag des Bundesrates als Ausschließungs- 
grund hinzugefügt. 

§ 2 Abs. 1 Nr. 3 
Die Änderung ist redaktionell. 

§ 2 Abs. 3 

Es erscheint dem Ausschuß notwendig, die 
sogenannten Rückwanderer von den Leistungen 
des Gesetzes auszuschließen. 

Zu Artikel I Nr. 2a 

Die mit § 5 Abs. 2 vorgesehene Frist für Anträge 
von Hinterbliebenen soll fortfallen. 

Begründung 

Mit dem Ersten Neuordnungsgesetz zur Änderung 
und Ergänzung des Bundesversorgungsgesetzes fal- 
len alle Fristen dieses Gesetzes. 

Zu Artikel I Nr. 2b 

§ 7 wird gestrichen. 

Begründung 
wie zu § 5. 

Zu Artikel I Nr. 3 

Der Bundesrat hat vorgeschlagen, in § 9 Abs. 1 
die Nachweisung eines Gewahrsams von mehr als 
12 Monaten auch daran zu binden, daß der Häftling 
entweder „ununterbrochen" oder „auf Grund einer 
einheitlichen Verfolgungsmaßnahme insgesamt" län- 
ger als 12 Monate in Gewahrsam gewesen sein muß. 
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Der Ausschuß schlägt im Gegenteil eine Erweite- ' 
rung vor: „insgesamt länger als 12 Monate". Damit 
sind auch die ehemaligen politischen Häftlinge ■ 
eingeschlossen, die wegen verschiedener Verfahren 
im ganzen so lange in Haft gewesen sind. 

Die weitere Änderung ist redaktionell. 

Ein Antrag der Mitglieder der Fraktion der FDP 
im Ausschuß, die Frist von 6 Monaten auf 12 Monate 
zu verlängern, wurde von der Mehrheit des Aus- 
schusses abgelehnt. 

Zu Artikel I Nr. 4 

Die Überschrift des § 9a heißt jetzt „Eingliede- 
ningshilfen" . Die Verweisung auf das Kriegsgefan- 
genenentschädigungsgesetz wird getilgt. 

Die Änderung in § 9a Abs. 1 (Gewahrsamsdauer 
„insgesamt länger als 12 Monate") entspricht der 
Änderung in § 9. 

§ 9a Abs. 2 und 3 

Die Änderungen sind schon im grundsätzlichen 
Teile angeführt worden; sie ergeben sich aus der 
Neuschaffung des § 9b. 

Zu Artikel I Nr. 4a 

Bei § 9b (neu) muß die Überschrift „Zusätzliche 
EingliederungshiUen“ heißen. 

über die Problematik und Begründung siehe den 
grundsätzlichen Teil. 

Ein Antrag der Mitglieder der Fraktion der FDP 
im Ausschuß wollte in § 9b Satz 1 die Worte „für 
die Zeit vom dritten Gewahrsamsjahr, frühestens 
vom 1. Januar 1949 ab" streichen, die zusätzlichen 
Hilfen also schon vom ersten Gewahrsamsjahre an 
geben. Die Mehrheit des Ausschusses lehnte diesen 
Antrag ab. Sie glaubt nicht, über das von ihr vor- 
geschlagene und vom Ausschuß beschlossene Kom- 
promiß hinausgehen zu können. (Siehe den grund- 
sätzlichen Teil.) 

Zu Artikel I Nr. 5 

Die Änderungen in § 10 sind nur redaktionell. 

Zu Artikel I Nr. 6 

Die Bestimmungen des § 10a (neu) über die 
„Ausschüsse" waren zuerst nach den ausführlichen 
Bestimmungen der §§ 12 bis 22 des KgfEG gefaßt. 
Um etwa auftauchenden Bedenken der Landesregie- ' 
rungen zu begegnen, die sich aus verfassungspoliti- 
schen Erwägungen über Eingriffe in die Verfahrens- 
regelung ergeben könnten, ist der Ausschuß mit 
einer Abänderung seines ersten Entwurfs entgegen- 
gekommen: Die „Ausschüsse" sollen nicht Ent- 
scheidungsbefugnisse erhalten, sondern nur das 
Recht, angehört zu werden, also beratende Funktion 
(Absatz 1). Der Behörde soll nicht zugemutet werden, 
die Entscheidungsbefugnis des Behördenleiters auf- 
zugeben. Die näheren Bestimmungen sollen die 
Landesregierungen erlassen (Absatz 5). Der eine Bei- 
sitzer soll nicht unbedingt ein Häftling sein, sondern 
ein SBZ-Flüchtling, möglichst ein politischer Häft- 
ling (Absatz 3). Das kann der Behörde die Berufung j 
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erleichtern. Es wird überdies nicht vorgeschrieben, 
in welcher Weise die Zusammenarbeit von Behörde 
und Ausschuß organisiert wird. 

Dabei wird nicht angenommen, daß die Beisitzer 
den Vorsitzenden des Ausschusses in jedem Fall 
zu einer möglichst weitgreifenden Auslegung des 
Gesetzes veranlassen sollen. Sie sollen ihn vielmehr 
sachverständig beraten bei der Auffassung und Be- 
v/ertung der politischen Umstände, unter denen der 
antragstellende Häftling gehandelt hat bzw. hat 
leiden müssen. Die Beurteilung der Zustände und 
Gegebenheiten in sowjetisch beherrschten oder be- 
setzten Gebieten und der Menschen, die in ihnen 
leben, ist so schwierig und verantwortungsvoll, daß 
eine verständige Beratung mit Sachkennern auf 
jeden Fall förderlich und hilfreich sein wird. Beson- 
ders wird das wichtig, wenn die Landesregierung 
als zuständige Behörde eine Instanz bestimmt, die 
sich im allgemeinen mit politisch so heiklen Ent- 
scheidungen nicht zu befassen hat. Die vorliegende 
Schwierigkeit stammt aus der politischen Lage, in 
der sich das deutsche Volk gegenwärtig befindet. 
Sie hat sich ausgewirkt in dem furchtbaren Schicksal 
des Häftlings, sie wirkt sich aus in den Schwierig- 
keiten, denen sich der Gesetzgeber und die Ver- 
waltung gegenübersehen. 

Zu Artikel I NT. 9 

Die Änderungen in § 12 ergibt sich aus dem Weg- 
fall der Frist in § 9a. 

Zu Artikel I Nr. 10 

In § 14 soll der letzte Nebensatz wegfallen. Es 
erscheint angemessen, von den Berechtigten nur 
vorauszusetzen, daß sie politische Fläftlinge sind, 
aber nicht zu fordern, daß sie sich am Stichtag im 
Gewahrsam befunden haben. 

Zu den Anträgen der Fraktion der FDP — Druck- 
sache 329 und Drucksache 330 

Nach diesen Anträgen der Fraktion der FDP soll- 
ten die Häftlinge als Schwerbeschädigte unter den- 
selben Bedingungen wie die Kriegsbeschädigten im 
öffentlichen Personenverkehr die Vergünstigung der 
unentgeltlichen Beförderung erhalten. Die Häftlinge 
sollen nun auf Grund der Novelle zum Schwer- 
beschädigtengesetz — Drucksache 1256 — den 
Schwerbeschädigten gleichgestellt werden. Wegen 
der Verordnung über Vergünstigungen für Kriegs- 
beschädigte im öffentlichen Personenverkehr vom 
23. Dezember 1943, auf die sich der Anspruch Schwer- 
beschädigter auf unentgeltliche Beförderung mit 
allen öffentlichen Verkehrsmitteln stützt (und die 
der Antrag — Drucksache 329 — auf die ehemaligen 
politischen Häftlinge angewandt wissen will), schwe- 
ben zwei Musterprozesse auf die Klage von 
Städtischen Verkehrsgesellschaften beim Bundes- 
verfassungsgericht und Bundesverwaltungsgericht. 
Es handelt sich dabei um die Verfassungsmäßigkeit 
der Verordnung und um die Erstattung von Fahr- 
geldausfällen. Die Fraktion der FDP ist einverstan- 
den damit, daß der Ausgang dieser Verfahren abge- 
wartet und die Beratung beider Anträge so lange 
ausgesetzt wird. 
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IIL Zu den Petitionen | 

Die Mehrzahl der Petitionen ist durch die Emp- ! 
fehlungen des Ausschusses zur Regierungsvorlage : 
erledigt. In folgenden einzelnen Fällen hat der Aus- ! 
schuß eine besondere Stellungnahme beschlossen: 

1. Die Frage der technischen und wissenschaftlichen 
Spezialisten wird sich, soweit sie zwangsver- 
schleppt sind, über den § 12 erledigen lassen. 

I 

2. Zur Frage der Anrechnung der Haftzeit auf das | 

Besoldungsdienstalter im öffentlichen Dienst: 1 

a) Der Ausschuß ist einstimmig der Auffassung, j 

daß die bei der Neufassung von Verwaltungs- j 
Vorschriften zum Bundesbeamtengesetz bzw. ! 
zum Bundesbesoldungsgesetz, sowie für die i 
Neufassung der Laufbahnverordnung in Aus- I 
sicht genommene Regelung dem Anliegen der 
politischen Häftlinge in befriedigender Weise | 
Rechnung trägt. | 

b) Bezüglich der ehemaligen politischen Fläft- 
linge mit Ansprüchen nach dem Gesetz zum 
Art. 131 GG soll in einer Vorlage des Bundes- 
ministeriums des Innern für eine dritte No- 
velle dieses Gesetzes vorgesehen werden, 
daß — bei einer Heimkehr aus dem Gewahr- 
sam der in § 37b Abs. 1, 4 des Gesetzes 
bezeichneten Art — , die Zeit dieses Gewahr- 
sams auf das Besoldungsdienstalter angerech- 
net wird, falls sie acht Jahre übersteigt. Diese 
Anrechnungsvorschrift ist nach Ansicht des 
Ausschusses mit Rücksicht auf die besonderen 
Verhältnisse eines politischen Gewahrsams 
im Sinne des HHG nicht ausreichend. Der 
Ausschuß hat deshalb dem Bundesminister 
des Innern in einem Schreiben vorgeschlagen, 
für die Häftlinge eine kürzere Gewahrsams- 
dauer zu berücksichtigen. 

3. In Eingaben aus Häftlingskreisen war gebeten 
worden, daß Übergangsgehälter bzw. -bezüge 
erst dann gekürzt werden, wenn sie und der 
Verdienst außerhalb des öffentlichen Dienstes 
zusammengerechnet höher wären als das Ein- 
kommen des betreffenden Beamten bei Wieder- 
verwendung als aktiver Beamter in einer seiner 
früheren Funktion vergleichbaren Stellung. Wie ! 
dem Ausschuß hierzu mitgeteilt wurde, wird die ! 
Vornahme der Kürzung von Übergangsgehältern 
nach dem G 131 dadurch bedeutungslos werden, 
daß nach der geplanten dritten Novelle die noch 
nicht wiederverwendeten Unterbringungsteilneh- j 
mer in den Ruhestand versetzt werden. Damit ■ 
entfällt auch die derzeitige Anrechnungsvor- , 
Schrift. Für die Ruhegehaltbezüge wird die No- 
velle neue Anrechnungsvorschriften bestimmen. 1 


4. Es ist darüber geklagt worden, daß bei der Ge- 
währung von Ausbildungsbeihilfen an Häftlinge 
für ihr Universitätsstudium die Anrechnung des 
Einkommens der Ehefrau in unbilliger Weise 
erfolge. Tatsächlich beträgt die Freigrenze für 
die Anrechnung des Einkommens des Ehegatten 
bei Ausbildungsbeihilfen nach dem Heimkehrer- 
gesetz 125 DM monatlich; bei Ausbildungsbeihil- 
fen nach dem Honnefer Modell wird jedoch im 
selben Falle ein Freibetrag von 300 DM einge- 
räumt. Da Studierende nach langjähriger Haft 
sich vielfach vor der Fortsetzung ihres Studiums 
verheiratet haben und die Ehefrau zur Neu- 
einrichtung des Lebens mit ihrem Einkommen 
beihilft, ist das Problem wiederholt aufgetaucht. 
Der Bundesminister für Arbeit ist vom Ausschuß 
in einem Schreiben gebeten worden, die in Frage 
kommende Durchführungsverordnung zum Heim- 
kehrergesetz — § 5 — entsprechend zu ändern. 

5. Im Zusammenhang mit der neueingefügten Be- 
stimmung über die Ausschließung von Rück- 
wanderern von den Leistungen des HHG § 2 
Abs. 3 sind der Bundesminister für Vertriebene 
und der Vorsitzende des Ausschusses für Heimat- 
vertriebene durch Schreiben gebeten worden, 
sich mit der Frage zu befassen, ob ein Vertriebe- 
ner bei zeitweiliger Rückkehr in das Vertrei- 
bungsgebiet den Status des „Vertriebenen" bei- 
behalten kann oder verlieren muß. 

6. Verschiedene Eingaben machten erkennbar, daß 
üm Kreise der Betroffenen Mißverständnisse über 
die Voraussetzung der Mindestgewahrsamsdauer 
bestehen. Der Ausschuß hat darum beschlossen, 
in diesem Bericht ausdrücklich klarzustellen, daß 
die Voraussetzung der Mindestgewahrsamsdauer 
nur für die Leistungen nach §§ 9a und 9b nach- 
zuweisen ist und die Leistungen zur Beschädig- 
ten- und Hinterbliebenenversorgung bzw. die 
Unterhaltsbeihilfe für Angehörige noch in Haft 
befindlicher Personen (§§ 4, 5 und 8 HHG) unab- 
hängig von der Dauer des Gewahrsams gewährt 
werden. 

IV. Stellungnahme 

des mitberatenden Haushaltsausschusses 

(Dieser Teil des Berichts wird am 18. 5. 1960 vor- 
gelegt.) 

Der Haushaltsausschuß hat die Gesetzesvorlage 
— Drucksache 1111 — in seiner 127. Sitzung vom 
18. Mai 1960 beraten und beschlossen, dem Gesetz- 
entwurf in der vom federführenden Ausschuß vor- 
geschlagenen Fassung zuzustimmen. Den Gesetzent- 
wurf — Drucksache 1118 — sieht auch der Haushalts- 
ausschuß durch die Zustimmung als erledigt an. 


Bonn, den 18. Mai 1960 


Eichelbaum 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 1111 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen; 

2. a) den Antrag der Fraktion der SPD betr. Hilfe 

für nach dem Häftlingshilfegesetz anerkann- 
te ehemalige politische Häftlinge — Druck- 
sache 361 ■ — , 

b) den Antrag der Fraktion der SPD betr. Hilfe 
für politische Häftlinge aus der sowjetisch 
besetzten Zone — Drucksache 800 — 


als durch die Beschlußfassung zu Nr. 1 für er- 
ledigt zu erklären; 

3. den von der Fraktion der FDP eingebrachten 
Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Gesetzes über Hilfsmaßnah- 
men für Personen, die aus politischen Gründen 
in Gebieten außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland und Berlins (West) in Gewahrsam 
genommen wurden (2, ÄndG HHG) — Druck- 
sache 1118 — als durch die Beschlußfassung zu 
Nr. 1 erledigt abzulehnen; 

4. die zu Drucksache 1111 eingegangenen Petitio- 
nen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 12. April 1960 


Der Ausschuß für gesamtdeutsche 
und Berliner Fragen 

Wehner Eichelbaum 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über Hilfsmaßnahmen für Personen, die aus politischen Grün- 
den in Gebieten außerhalb der Bundesrepublik Deutschland und 
Berlins (West) in Gewahrsam genommen wurden 
(2. ÄndG HHG) 

— Drucksache 1111 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für gesamtdeutsche und 

Berliner Fragen 

(4. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Gesetzes über Hilfsmaßnahmen für 
Personen, die aus politischen Gründen in Gebieten 
außerhalb der Bundesrepublik Deutschland und 
Berlins (West) in Gewahrsam genommen wurden 
(2. ÄndG HHG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
lates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz über Hilfsmaßnahmen für Personen, 
die aus politischen Gründen in Gebieten außerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland und Berlins (West) 
in Gewahrsam genommen wurden (Häftlingshilfe- 
gesetz — HHG) in der Fassung vom 13. März 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 168) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. § 1 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 


„(1) Leistungen nach Maßgabe der folgenden 
Vorschriften erhalten deutsche Staatsangehörige 
und deutsche Volkszugehörige, wenn sie 

1. nach dem 8. Mai 1945 in der sowjetischen 
Besatzungszone oder im sowjetisch besetzten 
Sektor von Berlin oder in den in § 1 Abs. 2 
Nr. 3 des Bundesvertriebenengesetzes ge- 
nannten Gebieten aus politischen und nach 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Gesetzes über Hilfsmaßnahmen für 
Personen, die aus politischen Gründen in Gebieten 
außerhalb der Bundesrepublik Deutschland und 
Berlins (West) in Gewahrsam genommen wurden 
(2. ÄndG HHG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz über Hilfsmaßnahmen für Personen, 
die aus politischen Gründen in Gebieten außerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland und Berlins (West) 
in Gewahrsam genommen wurden (Häftlingshilfe- 
gesetz — HHG) in der Fassung vom 13. März 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 168) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1 . § 1 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Leistungen nach Maßgabe der folgen- 
den Vorschriften erhalten deutsche Staatsan- 
gehörige und deutsche Volkszugehörige, 
wenn sie 

1. unverändert 
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e s c h 1 ü s s e des 4. Ausschusses 


Entwurf 

freiheitlich-demokratischer Auffassung von 
ihnen nicht zu vertretenden Gründen in Ge- 
wahrsam genommen wurden oder 

2. Angehörige der in Nummer 1 genannten 
Personen sind oder 

3. Hinterbliebene der in Nummer 1 genannten 
Personen sind 

und ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt 
am 10. August 1955 im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes hatten oder nach diesem Zeitpunkt 
unter den Voraussetzungen des § 3 des Bundes- 
vertriebenengesetzes oder als Aussiedler im 
Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 3 des Bundesvertrie- 
benengesetzes oder im Wege der Familienzu- 
sammenführung begründet haben oder begrün- 
den." 

vergleiche Absatz 1 


2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 


2. unverändert 

3. unverändert 

und ihren Wohnsitz oder ständigen Aufent- 
halt am 10. August 1955 im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes hatten oder ihn vor diesem 
Zeitpunkt vorübergehend aus dem Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes in das Ausland ver- 
legt hatten.“ 


b) Folgender Absatz 2 wird eingefügt: 

„(2) Von dem Stichtage des Absatzes 1 ist 
nicht betroffen, wer nach dem 10. August 1955 
seinen Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes genom- 
men hat oder nimmt 

1. als Sowjetzonenflüchtling gemäß 
§ 3 des Bundesvertriebenengesetzes 
oder 

2. als Aussiedler im Sinne des § 1 
Abs. 2 Nr. 3 des Bundesvertriebe- 
nengesetzes oder 

3. im Wege der Familienzusammen- 
führung gemäß § 94 Abs. 2 des 
Bundesvertriebenengesetzes, vor- 
ausgesetzt, daß er mit einem Ange- 
hörigen zusammengeführt wird, der 
schon am 10. August 1955 im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes seinen 
ständigen Aufenthalt hatte oder 
unter § 10 Abs. 2 Nr. 2 oder 3 
des Bundesvertriebenengesetzes 
fällt.“ 

c) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden Ab- 
sätze 3 und 4. 

d) Der bisherige Absatz 4 wird gestrichen. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Leistungen nach diesem Gesetz werden 
nicht gewährt an Personen, 

1. die in den Gewahrsamsgebieten 
(§ 1 Abs. 1 Nr. 1) dem dort herr- 
schenden politischen System erheb- 
lich Vorschub geleistet haben. 


2. die während der Herrschaft des 
Nationalsozialismus oder in den 
Gewahrsamsgebieten (§ 1 Abs. 1 
Nr. 1) durch ihr Verhalten gegen 
die Grundsätze der Rechtsstaatlich- 
keit oder Menschlichkeit verstoßen 
haben; dies gilt insbesondere für 
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Entwurf 


3. die nach dem 8. Mai 1945 durch ein deut- 
sches Gericht im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes zu einer Zuchthausstrafe oder 
zu einer Gefängnisstrafe von mehr als 
drei Jahren rechtskräftig verurteilt wor- 
den sind,". 


b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Gewährung von Leistungen kann 
versagt oder eingestellt werden, wenn der 
Berechtigte die freiheitliche demokratische 
Grundordnung der Bundesrepublik Deutsch- 
land oder des Landes Berlin bekämpft hat 
oder bekämpft." 


3. § 9 Abs. 1 erhält folgende Fassung; 

„(1) Berechtigte nach § 1 Abs. 1 Nr. 1, die 
länger als zwölf Monate in Gewahrsam gehal- 
ten wurden und nach dem 9. August 1955 inner- 
halb von sechs Monaten nach der Entlassung 
ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes genommen 
haben oder nehmen, haben in entsprechender 
Anwendung der Vorschriften des Heimkehrer- 
gesetzes Anspruch auf die dort vorgesehenen 
Hilfsmaßnahmen, sofern ihnen nicht nach ande- 
ren Vorschriften gleichartige Hilfsmaßnahmen 
gewährt werden können." 

4. § 9a wird wie folgt geändert: 

a) An die Stelle der bisherigen Überschrift tritt 
als Überschrift das Wort „Eingliederungs- 
hilfen". 


Beschlüsse des 4, Ausschusses 

Personen, die durch ein deutsches 
Gericht im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes wegen eines an Mithäft- 
lingen begangenen Verbrechens 
oder Vergehens rechtskräftig ver- 
urteilt worden sind, 

3. die nach dem 8. Mai 1945 durch ein 
deutsches Gericht im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes zu einer Ge- 
fängnisstrafe von mehr als drei 
Jahren oder zu einer Zuchthaus- 
strafe rechtskräftig verurteilt wor- 
den sind, 

4. denen nach dem 8. Mai 1945 durch 
ein deutsches Gericht im Geltungs- 
bereich dieses -Gesetzes rechtskräf- 
tig die bürgerlichen Ehrenrechte ab- 
erkannt worden sind." 

b) unverändert 


c) Folgender Absatz 3 wird eingefügt: 

„(3) Die Gewährung von Leistungen kann 
versagt oder eingestellt werden, wenn der 
Berechtigte in die Gewahrsamsgebiete (§ 1 
Abs. 1 Nr. 1) zurückkehrt, und zwar auch 
dann, wenn er seinen Wohnsitz oder ständi- 
gen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes nicht aufgibt oder ihn später wie- 
derum begründet." 

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

2a. In § 5 wird der Absatz 2 gestrichen. 

♦ 

2b. § 7 wird gestrichen. 

♦ 

3. § 9 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

^ „(1) Berechtigte nach § 1 Abs. 1 Nr. 1, die ins- 

gesamt länger als zwölf Monate in Gewahrsam 
gehalten wurden und nach dem 9. August 1955 
innerhalb von sechs Monaten nach der Entlas- 
sung ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes genommen 
haben oder nehmen, erhalten in entsprechender 
Anwendung der Vorschriften des Heimkehrer- 
gesetzes die dort vorgesehenen Hilfen und Ver- 
günstigungen, sofern ihnen nicht nach anderen 
Vorschriften Gleichartiges gewährt werden 
kann." 

4. § 9a wird wie folgt geändert: 

^a) unverändert 
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Entwurf 

b) An die Stelle des bisherigen Absatzes 1 tre- 
ten die folgenden Absätze: 

„(1) Berechtigte nach § 1 Abs. 1 Nr. 1, die 
nach dem 31. Dezember 1946 länger als 
zwölf Monate in Gewahrsam gehalten wur- 
den und ihren Wohnsitz oder ständigen 
Aufenthalt am 10. August 1955 im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes hatten oder nach 
diesem Zeitpunkt nach der Entlassung aus 
dem Gewahrsam genommen haben oder 
nehmen, erhalten auf Antrag für jeden Ge- 
wahrsamsmonat vom Monat Januar 1947 ab 
eine einmalige Eingliederungsbeihilfe von 
dreißig Deutsche Mark, die sich vom dritten 
Gewahrsams] ahr ab auf sechzig Deutsche 
Mark monatlich erhöht. 

(2) Berechtigte nach § 1 Abs. 1 Nr. 1, die 
länger als vier Jahre in Gewahrsam gehal- 
ten wurden und ihren Wohnsitz oder ständi- 
gen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes seit dem 1. Januar 1958 genommen 
haben oder nehmen, erhalten auf Antrag für 
die Zeit vom fünften Gewahrsamsjahr ab 
außer der in Absatz 1 bezeichneten einmali- 
gen Eingliederungsbeihilfe eine weitere Ein- 
gliederungsbeihilfe von fünfhundert Deutsche 
Mark für jedes vollendete halbe Gewahr- 
samsjahr. 

(3) Die Eingliederungshilfen nach Ab- 
satz 1 und 2 dürfen zusammen einen Betrag 
von achttausend Deutsche Mark nicht über- 
schreiten. 


(4) § 1 Abs. 2, § 3 Abs. 1 Satz 2 und 
Abs. 3, §§ 5, 6, 7, 11 und 27 des Kriegsgefan- 
genenentschädigungsgesetzes gelten sinnge- 
mäß. 


(5) Berechtigten nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 
können ferner nach Maßgabe der Haushalts- 
mittel des Bundes und der Länder im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes 

Darlehen zum Aufbau und zur Sicherung 
der wirtschaftlichen Existenz, 

Darlehen zur Beschaffung vonWohnraum 
und 

Beihilfen zur Beschaffung von Hausrat 

in entsprechender Anwendung der §§ 28 
bis 43 des Kriegsgefangenenentschädigungs- 
gesetzes gewährt werden, sofern sie solche 
Leistungen nicht nach anderen Bundesgeset- 
zen erhalten.'' 

Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 6. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 
b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Berechtigte nach § 1 Abs. 1 Nr. 1, die 
nach dem 31. Dezember 1946 insgesamt län- 
ger als zwölf Monate in Gewahrsam gehalten 
wurden, erhalten auf Antrag für jeden Ge- 
wahrsamsmonat, frühestens vom 1. Januar 
1947 ab, dreißig Deutsche Mark, vom dritten 
Gewahrsamsjahr, frühestens vom 1. Januar 
1949 ab, sechzig Deutsche Mark." 


entfällt hier 
vergleiche § 9b 


entfällt 


c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 2; er er- 
hält folgende Fassung: 

„(2) § 3 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3, §§ 5, 
6, 7, 11 und 27 des Kriegsgefangenenentschä- 
digungsgesetzes gelten sinngemäß; die Aus- 
schließungsgründe des § 2 gelten auch für die 
Erben.“ 

d) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 3; er er- 
hält folgende Fassung: 

„(3) Berechtigten nach Absatz 1 können 
ferner nach Maßgabe der Haushaltsmittel des 
Bundes und der Länder im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes 

Darlehen zum Aufbau und zur Sicherung 
der wirtschaftlichen Existenz, 

Darlehen zur Beschaffung von Wohnraum 
und 

Beihilfen zur Beschaffung von Hausrat 

in entsprechender Anwendung der §§ 28 
bis 43 des Kriegsgefangenenentschädigungs- 
gesetzes gewährt werden.“ 


e) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4; er er- 
hält folgende Fassung: 
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Entwurf 


Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 7; er er- 
hält folgende Fassung: 

„(7) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates den Zeitpunkt und die Reihen- 
folge der Auszahlung der Leistung, auf die 
nach Absatz 1 und 2 ein Anspruch besteht, 
nach den Gesichtspunkten der sozialen Dring- 
lichkeit zu bestimmen.“ 

vergleiche §9a Abs. 2 


5. § 10 wird wie folgt geändert: 

Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Für die Gewährung der Hilfsmaßnahmen 
nach § 9 sind die mit der Ausführung des Heim- 
kehrergesetzes befaßten Behörden und Stellen 
zuständig. Die für diese Behörden und Stellen 
maßgebenden Bestimmungen für das Verwal- 
tungsverfahren gelten entsprechend. Für die Ge- 
währung der Leistungen nach § 9a sind die von 
den Landesregierungen bestimmten Stellen zu- 
ständig." 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

„(4) Leistungen, die nach den Richtlinien 
für die Gewährung von Beihilfen an ehema- 
lige politische Häftlinge aus der sowjetischen 
Besatzungszone und ihr gleichgestellten Ge- 
bieten vom 9. November 1955 (Bundesanzei- 
ger Nr. 229 vom 26. November 1955) oder 
nach § 9a Abs. 1 dieses Gesetzes in der Fas- 
sung vom 13. März 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 168) bewilligt worden sind oder werden, 
sind auf die nach Absatz 1 und 3 zu gewäh- 
renden entsprechenden Leistungen anzurech- 
nen." 

f) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 5; er er- 
hält folgende Fassung: 

45) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates den Zeitpunkt und die Reihen- 
folge der Auszahlung der Leistung, auf die 
nach Absatz 1 ein Anspruch besteht, nach 
den Gesichtspunkten der sozialen Dringlich- 
keit zu bestimmen." 

4a. Hinter § 9a werden folgende Vorschriften ein- 
^ gefügt: 

„§ 9b 

Zusätzliche Eingliederungshilfen 

Ein Berechtigter nach § 9a Abs. 1, der in Ge- 
wahrsam genommen wurde, nur wegen seines 
persönlichen Verhaltens nach dem 8. Mai 1945, 
erhält auf Antrag für die Zeit vom dritten Ge- 
wahrsamsjahr, frühestens vom 1. Januar 1949 
ab, zusätzlich zu den Leistungen nach § 9a Abs. 1 
für jedes vollendete Gewahrsamsvierteljahr wei- 
tere zweihundertfünfzig Deutsche Mark. Die Ab- 
sätze 2 und 5 des § 9a gelten auch für diese Lei- 
stungen." 

5. § 10 wird wie folgt geändert: 

^ a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Für die Gewährung der Hilfsmaßnah- 
men nach § 9 sind die mit der Ausführung 
des Heimkehrergesetzes befaßten Behörden 
und Stellen zuständig. Die für diese Behör- 
den und Stellen maßgebenden Bestimmungen 
für das Verwaltungsverfahren gelten ent- 
sprechend. Für die Gewährung der Leistun- 
gen nach §§ 9a und 9b sind die von den 
Landesregierungen bestimmten Stellen zu- 
ständig." 

b) In Absatz 3 Satz 2 werden die Worte „vom 
3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1239) 
in der Fassung des Änderungsgesetzes vom 
10. August 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 239)" 
gestrichen. 


c) In Absatz 3 Satz 4 werden die Worte „des 
§ 9a" durch die Worte „der §§ 9a und 9b" 
ersetzt. 

d) In Absatz 4 Satz 1 werden die Worte „§ 2 
Abs. 3" durch die Worte „§ 2 Abs. 4" ersetzt. 
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Entwurf 


Artikel II 

Der Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge 
und Kriegsgeschädigte wird ermächtigt, den Wort- 
laut des Häftlingshilfegesetzes in der neuen Fas- 
sung bekanntzumachen, die sich aus den Änderun- 
gen und Ergänzungen in Artikel I ergibt. 


Artikel III 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

e) In Absatz 5 Satz 3 werden die Worte „§ 2 
Abs. 3" durch die Worte „§ 2 Abs. 4" ersetzt. 

6. Hinter § 10 werden folgende Vorschriften ein- 
^ gefügt: 

„§ 10a 
Ausschüsse 

(1) über die Anträge auf Erteilung der Be- 
scheinigung nach § 10 Abs. 4 sowie auf Gewäh- 
rung von Leistungen nach § 9a Abs. 1 und § 9b 
entscheidet die zuständige Behörde nach An- 
hören eines Ausschusses. 

(2) Der Ausschuß besteht aus 

1. dem Leiter der Behörde oder seinem 
Beauftragten als dem Vorsitzenden, 

2. zwei ehrenamtlichen Beisitzern. 

(3) Einer der Beisitzer soll ein SBZ-Flüchtling, 
möglichst ein politischer Häftling sein. 

(4) Im Widerspruchsverfahren (§§ 68 ff. der 
Verwaltungsgerichtsordnung) gelten die Ab- 
sätze 1 bis 3 entsprechend. 

(5) Die näheren Bestimmungen erlassen die 
Landesregierungen. " 

7. In § 12 werden die Worte „insbesondere bei 
^ Überschreitung der in § 9a Abs. 1 vorgesehenen 

Frist“ gestrichen. 

8. In § 14 werden die Worte „die sich am Stich- 
^ tage in Gewahrsam befunden haben“ gestrichen 

Artikel II 

Der Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge 
und Kriegsgeschädigte wird ermächtigt, den Wort- 
laut des Häftlingshilfegesetzes in der neuen Fas- 
sung, die sich aus den Änderungen und Ergänzun- 
gen in Artikel I ergibt, und unter neuer Paragra- 
phenfolge bekanntzumachen. 

Artikel III 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. D 
auch im Land Berlin. 


Artikel IV 
unverändert 
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